
06.12.2007 

 

ANTRAG 

 

der Abgeordneten Mag. Schneeberger, Mag. Freibauer, Ing. Penz, Hiller, 

Ing. Hofbauer, Mag. Riedl, Adensamer, Doppler, DI Eigner, Erber, Friewald, Grandl, 

Ing. Haller, Hensler, Herzig, Mag. Heuras, Hinterholzer, Hintner, Honeder, 

Mag. Karner, Lembacher, Maier, Dr. Michalitsch, Moser, Nowohradsky, Dr. Prober, 

Ing. Pum, Ing. Rennhofer, Rinke, DI Toms, Mag. Wilfing 

 

betreffend Änderung des NÖ Sozialhilfegesetzes 2000 – Wegfall 

Kinderregress 

 

Mit Dringlichkeitsantrag vom 8. November 2007 hat der NÖ Landtag die 

Landesregierung ersucht, basierend auf Erhebungen zum Kostenersatz und die durch 

den Kostenersatz aufgebrachten Finanzmittel in der stationären Pflege Überlegungen 

zur Abfederung beim Kinderregress anzustellen. 

 

Die bisherige Rechtslage sieht vor, dass neben anderen unterhaltspflichtigen 

Angehörigen auch Kinder zum Kostenersatz für Sozialhilfemaßnahmen, auf die ein 

Rechtsanspruch besteht, herangezogen werden.  

 

Auf Bundesebene wurden mehrere Arbeitsgruppen zur Gesamtfinanzierung und 

Neuordnung der Pflege eingerichtet. Ein Ergebnis liegt derzeit noch nicht vor.  

 

Erhebungen haben ergeben, dass mit dem Entfall des Kinderregresses eine 

Entlastung der Familien im Ausmaß von € 3,5 Mio. jährlich erfolgt. Damit setzt 

Niederösterreich einmal mehr ein klares familienpolitisches Signal zur Unterstützung 

der Familien im Bereich der Pflege.  

 

Auch für Kinder, die derzeit für ihre Eltern zum Kostenersatz verpflichtet sind, entfällt 

ab 1. Jänner 2008 die Zahlungsverpflichtung. 

 

Landtag von Niederösterreich 
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Ltg.-1049/A-1/98-2007 

S-Ausschuss 



Die Gefertigten stellen daher den  

 

A n t r a g: 

 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

 

„1. Der beiliegende Gesetzesentwurf betreffend Änderung des NÖ 

Sozialhilfegesetzes 2000 wird genehmigt.  

 

2.  Die Landesregierung wird aufgefordert, das zur Durchführung dieses 

Gesetzesbeschlusses Erforderliche zu veranlassen.“ 

 

Der Herr Präsident wird ersucht, diesen Antrag dem SOZIALAUSSCHUSS zur 

Vorberatung zuzuweisen. 

 


